
Name des Produkts: DWS ESG Euro Bonds (Medium)Eine nachhaltige
Investition ist eine

Investition in eine

Wirtschaftstätigkeit, die

zur Erreichung eines

Umweltziels oder

sozialen Ziels beiträgt,

vorausgesetzt, dass

diese Investition keine

Umweltziele oder

sozialen Ziele erheblich

beeinträchtigt und die

Unternehmen, in die

investiert wird,

Verfahrensweisen einer

guten

Unternehmensführung

anwenden.

Unternehmenskennung (LEI-Code): 549300XGNWCD4HOTIN30

Die EU-Taxonomie ist

ein Klassifikations-

system, das in der

Verordnung (EU)

2020/852 festgelegt ist

und ein Verzeichnis von

ökologisch
nachhaltigen
Wirtschaftstätigkeiten
enthält. Diese

Verordnung umfasst

kein Verzeichnis der

sozial nachhaltigen

Wirtschaftstätigkeiten.

Nachhaltige

Investitionen mit einem

Umweltziel könnten

taxonomiekonform sein

oder nicht.

Ökologische und/oder soziale Merkmale

Werden mit diesem Finanzprodukt nachhaltige Investitionen angestrebt?

Es wird damit ein Mindestanteil an
nachhaltigen Investitionen mit
einem Umweltziel getätigt: __%

Es werden damit ökologische/soziale
Merkmale beworben und obwohl keine
nachhaltigen Investitionen angestrebt
werden, enthält es einen Mindestanteil von
10% an nachhaltigen Investitionen

mit einem Umweltziel in
Wirtschaftstätigkeiten, die nach der EU-
Taxonomie
als ökologisch nachhaltig
einzustufen sind

mit einem Umweltziel in
Wirtschaftstätigkeiten, die nach der EU-
Taxonomie
nicht als ökologisch
nachhaltig einzustufen sind

mit einem sozialen Ziel

Es werden damit ökologische/soziale
Merkmale beworben, aber keine
nachhaltigen Investitionen getätigt.

X

in Wirtschaftstätigkeiten, die
nach der EU-Taxonomie als
ökologisch nachhaltig
einzustufen sind

in Wirtschaftstätigkeiten, die
nach der EU-Taxonomie nicht als
ökologisch nachhaltig
einzustufen sind

Es wird damit ein Mindestanteil an
nachhaltigen Investitionen mit
einem sozialen Ziel getätigt: __%

Ja Nein

X

X

X

Vorvertragliche Informationen zu den in Artikel 8 Absätze 1, 2 und 2a der Verordnung

(EU) 2019/2088 und Artikel 6 Absatz 1 der Verordnung (EU) 2020/852 genannten

Finanzprodukten

ISIN: LU0036319159

Welche ökologischen und/oder sozialen Merkmale werden mit diesem Finanzprodukt beworben?

Dieser Fonds bewirbt ökologische und soziale Merkmalein in den Bereichen Klimaschutz,

Unternehmensführung (Governance) und soziale Normen sowie der allgemeinen ESG-Qualität, indem

folgende Emittenten gemieden werden: (1) Emittenten mit hohen oder exzessiven Klima- und

Transitionsrisiken, (2) Emittenten mit einem hohen oder dem höchsten Schweregrad von Norm-

Verstößen (d.h. im Hinblick auf die Einhaltung internationaler Normen für Unternehmensführung,

Menschen- und Arbeitnehmerrechte, Kunden- und Umweltsicherheit und Geschäftsethik), (3)

Emittenten mit im Verhältnis zu ihrer Vergleichsgruppe hohen oder exzessiven Umwelt-, Sozial- und

Governance-Risiken, (4) Emittenten mit mittlerer, hoher oder exzessiver Beteiligung an umstrittenen

Sektoren und kontroversen Tätigkeiten und/oder (5) Emittenten mit Beteiligung an kontroversen

Waffen.

Dieser Fonds bewirbt zudem einen Mindestanteil an nachhaltigen Anlagen, die einen positiven Beitrag

zu einem oder mehreren Zielen der Vereinten Nationen für eine nachhaltige Entwicklung (UN-SDGs)

leisten.

Dieser Fonds hat keinen Referenzwert für die Erreichung der beworbenen ökologischen und/oder

sozialen Merkmale bestimmt.
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Welche Nachhaltigkeitsindikatoren werden zur Messung der Erreichung der einzelnen ökologischen

oder sozialen Merkmale, die durch dieses Finanzprodukt beworben werden, herangezogen?

Die Erreichung der beworbenen ökologischen und sozialen Merkmale sowie die Nachhaltigkeit der

Anlagen wird mittels einer proprietären ESG-Bewertungsmethode bewertet, die im Abschnitt „Worin

bestehen die verbindlichen Elemente der Anlagestrategie, die für die Auswahl der Investitionen zur

Erreichung der mit diesem Finanzprodukt beworbenen ökologischen oder sozialen Merkmale

verwendet werden?“ näher beschrieben wird. Die Methode umfasst verschiedene Bewertungsansätze,

die als Nachhaltigkeitsindikatoren zur Bewertung der Erreichung der beworbenen ökologischen und

sozialen Merkmale herangezogen werden. Hierzu gehören:

• DWS Klima- und Transitionsrisiko-Bewertung dient als Indikator dafür, in welchem Maße ein

Emittent Klima- und Transitionsrisiken ausgesetzt ist.

• DWS Norm-Bewertung dient als Indikator dafür, in welchem Maße bei einem Emittenten Norm-

Verstöße auftreten.

• DWS ESG-Qualitätsbewertung dient als Indikator für den Vergleich der Umwelt-, Sozial- und

Governance-Risiken eines Emittenten im Verhältnis zu seiner Vergleichsgruppe.

• Beteiligung an umstrittenen Sektoren dient als Indikator dafür, inwieweit ein Emittent an

kontroversen Sektoren und kontroversen Tätigkeiten beteiligt ist.

• Beteiligung an kontroversen Waffen dient als Indikator dafür, inwieweit ein Emittent an

kontroversen Waffen beteiligt ist.

• Nachhaltigkeitsbewertung von Anlagen wird als Indikator zur Messung des Anteils nachhaltiger

Anlagen herangezogen.

Mit Nachhaltigkeits-

indikatoren wird

gemessen, inwieweit

die mit dem

Finanzprodukt

beworbenen

ökologischen oder

sozialen Merkmale

erreicht werden.



Welches sind die Ziele der nachhaltigen Investitionen, die mit dem Finanzprodukt teilweise getätigt

werden sollen, und wie trägt die nachhaltige Investition zu diesen Zielen bei?

Der Fonds wird teilweise in nachhaltige Anlagen gemäß Artikel 2 Absatz 17 der EU-Verordnung

2019/2088 über nachhaltigkeitsbezogene Offenlegungspflichten im Finanzdienstleistungssektor

(SFDR) investieren. Diese nachhaltigen Anlagen werden mindestens zu einem der UN-SDGs

beitragen, die ökologische und/oder soziale Zielsetzungen haben, wie beispielsweise folgende (nicht

abschließende Liste):

• Ziel 1: Keine Armut

• Ziel 2: Kein Hunger

• Ziel 3: Gesundheit und Wohlergehen

• Ziel 4: Hochwertige Bildung

• Ziel 5: Geschlechtergleichheit

• Ziel 6: Sauberes Wasser und Sanitäreinrichtungen

• Ziel 7: Bezahlbare und saubere Energie

• Ziel 10: Weniger Ungleichheit

• Ziel 11: Nachhaltige Städte und Gemeinden

• Ziel 12: Nachhaltige/r Konsum und Produktion

• Ziel 13: Maßnahmen zum Klimaschutz

• Ziel 14: Leben unter Wasser

• Ziel 15: Leben an Land

Der Umfang des Beitrags zu den einzelnen UN-SDGs wird je nach den tatsächlichen Anlagen im

Portfolio variieren.

Die DWS wird den Beitrag zu den UN-SDGs mittels ihrer Nachhaltigkeitsbewertung von Anlagen

ermitteln, bei der potenzielle Anlagen anhand verschiedener Kriterien dahingehend beurteilt werden,

ob eine Wirtschaftstätigkeit als nachhaltig eingestuft werden kann. Im Rahmen dieser Bewertung

beurteilt das Fondsmanagement, (1) ob eine Wirtschaftstätigkeit einen Beitrag zu einem oder

mehreren UN-SDGs leistet, (2) ob diese Wirtschaftstätigkeit oder andere wirtschaftliche Aktivitäten

des Unternehmens diese Ziele erheblich beeinträchtigen („Do Not Significantly Harm“ – DNSH-

Bewertung), und (3) ob das Unternehmen selbst mit dem DWS Safeguard Assessment im Einklang

steht.

In die Nachhaltigkeitsbewertung von Anlagen fließen Daten von mehreren Datenanbietern, aus

öffentlichen Quellen und internen Bewertungen (auf Grundlage einer festgelegten Bewertungs- und

Klassifizierungsmethodik) ein, um festzustellen, ob eine Tätigkeit nachhaltig ist. Tätigkeiten, die einen

positiven Betrag zu den UN-SDGs leisten, werden nach Umsatz, Investitionsaufwendungen (CapEx)

und/oder betrieblichen Aufwendungen (OpEx) bewertet. Wird ein positiver Beitrag festgestellt, gilt die

Tätigkeit als nachhaltig, wenn das Unternehmen positiv bei der DNSH-Bewertung abschneidet und

das DWS Safeguard Assessment erfolgreich durchläuft (siehe Abschnitt „Wie stehen die nachhaltigen

Investitionen mit den OECD-Leitsätzen für multinationale Unternehmen und den Leitprinzipien der

Vereinten Nationen für Wirtschaft und Menschenrechte im Einklang?“).

Der Fonds strebt derzeit keinen Mindestanteil an nachhaltigen Anlagen an, die mit einem

ökologischen Ziel gemäß der EU-Taxonomie im Einklang stehen.

Inwiefern werden die nachhaltigen Investitionen, die mit dem Finanzprodukt teilweise getätigt werden

sollen, keinem der ökologischen oder sozialen nachhaltigen Anlageziele erheblich schaden?

Die DNSH-Bewertung ist ein integraler Bestandteil der Nachhaltigkeitsbewertung von Anlagen und

beurteilt, ob durch eine Wirtschaftstätigkeit, die zu einem UN-SDG beiträgt, eines oder mehrere dieser

Ziele erheblich beeinträchtigt werden. Wird eine erhebliche Beeinträchtigung festgestellt, besteht die

Wirtschaftstätigkeit die DNSH-Bewertung nicht und kann nicht als nachhaltige Wirtschaftstätigkeit

angesehen werden.

Wie wurden die Indikatoren für nachteilige Auswirkungen auf Nachhaltigkeitsfaktoren berücksichtigt?

Im Rahmen der DNSH-Bewertung gemäß Artikel 2 Absatz 17 SFDR werden in der

Nachhaltigkeitsbewertung einer Anlage systematisch alle verpflichtenden Indikatoren für die

wichtigsten nachteiligen Auswirkungen aus Tabelle 1 sowie relevante Indikatoren aus Tabelle 2 und 3

in Anhang I der Delegierten Verordnung (EU) 2022/1288 der Kommission zur Ergänzung der SFDR

integriert. Unter Berücksichtigung dieser nachteiligen Auswirkungen hat die DWS quantitative

Schwellenwerte und/oder qualitative Werte festgelegt, anhand derer bestimmt wird, ob eine Anlage die

ökologischen oder sozialen Ziele erheblich beeinträchtigt. Diese Werte werden auf der Grundlage

verschiedener externer und interner Faktoren, wie Datenverfügbarkeit oder Marktentwicklungen,

festgelegt und können künftig angepasst werden.



Wie stehen die nachhaltigen Investitionen mit den OECD-Leitsätzen für multinationale Unternehmen

und den Leitprinzipien der Vereinten Nationen für Wirtschaft und Menschenrechte in Einklang?

Nähere Angaben:

Im Rahmen der Nachhaltigkeitsbewertung von Anlagen beurteilt die DWS darüber hinaus mit ihrem

Safeguard Assessment, inwieweit ein Unternehmen mit internationalen Normen im Einklang steht.

Dies umfasst Prüfungen hinsichtlich der Einhaltung internationaler Normen, wie beispielsweise der

OECD-Leitsätze für multinationale Unternehmen, der Leitprinzipien der Vereinten Nationen für

Wirtschaft und Menschenrechte, der Prinzipien des United Nations Global Compact und der

Standards der International Labour Organisation. Unternehmen, bei denen schwerste Verstöße gegen

eine internationale Norm festgestellt und bestätigt wurden, gelten als nichtkonform mit den

Safeguards, und ihre Wirtschaftstätigkeiten können nicht als nachhaltig eingestuft werden.

In der EU-Taxonomie ist der Grundsatz „Vermeidung erheblicher Beeinträchtigungen“ festgelegt, nach

dem taxonomiekonforme Investitionen die Ziele der EU-Taxonomie nicht erheblich beeinträchtigen

dürfen, und es sind spezifische EU-Kriterien beigefügt.

Der Grundsatz „Vermeidung erheblicher Beeinträchtigungen“ findet nur bei denjenigen dem

Finanzprodukt zugrunde liegenden Investitionen Anwendung, die die EU-Kriterien für ökologisch

nachhaltige Wirtschaftsaktivitäten berücksichtigen. Die dem verbleibenden Teil dieses Finanzprodukts

zugrunde liegenden Investitionen berücksichtigen nicht die EU-Kriterien für ökologisch nachhaltige

Wirtschaftsaktivitäten.

Alle anderen nachhaltigen Investitionen dürfen ökologische oder soziale Ziele ebenfalls nicht erheblich

beeinträchtigen.

Werden bei diesem Finanzprodukt die wichtigsten nachteiligen Auswirkungen auf

Nachhaltigkeitsfaktoren berücksichtigt?

Ja, das Fondsmanagement berücksichtigt die folgenden wichtigsten nachteiligen Auswirkungen

auf Nachhaltigkeitsfaktoren aus Anhang I der Delegierten Verordnung (EU) 2022/1288 der

Kommission zur Ergänzung der SFDR:

• CO2-Fußabdruck (Nr. 2);

• THG-Intensität der Beteiligungsunternehmen (Nr. 3);

• Beteiligung an Unternehmen, die im Bereich der fossilen Brennstoffe tätig sind (Nr. 4);

• Emissionen in Wasser (Nr. 8);

• Verstoß gegen die Prinzipien des UN Global Compact und die OECD-Leitsätze für

multinationale Unternehmen (Nr. 10) und

• Beteiligung an kontroversen Waffen (Nr. 14)

Die vorstehenden wichtigsten nachteiligen Auswirkungen werden auf Produktebene durch die

Ausschlussstrategie für die Vermögenswerte des Fonds berücksichtigt, die nach Anwendung der

proprietären ESG-Bewertungsmethode die ökologischen und sozialen Merkmalen erfüllen, wie

im Abschnitt „Worin bestehen die verbindlichen Elemente der Anlagestrategie, die für die

Auswahl der Investitionen zur Erreichung der mit diesem Finanzprodukt beworbenen

ökologischen oder sozialen Merkmale verwendet werden?“ näher beschrieben wird.

Für nachhaltige Anlagen werden die wichtigsten nachteiligen Auswirkungen darüber hinaus auch

in der DNSH-Bewertung berücksichtigt, wie im vorstehenden Abschnitt „Wie wurden die

Indikatoren für nachteilige Auswirkungen auf die Nachhaltigkeitsfaktoren berücksichtigt?“

dargelegt.

Weitere Informationen über die wichtigsten nachteiligen Auswirkungen werden in einem Anhang

zum Jahresbericht des Fonds offengelegt.

X

Nein

Bei den wichtigsten

nachteiligen Aus-

wirkungen handelt es

sich um die

bedeutendsten

nachteiligen

Auswirkungen von

Investitions-

entscheidungen auf

Nachhaltigkeitsfaktoren

in den Bereichen

Umwelt, Soziales und

Beschäftigung, Achtung

der Menschenrechte

und Bekämpfung von

Korruption und

Bestechung.



Welche Anlagestrategie wird mit diesem Finanzprodukt verfolgt?

Dieser Fonds verfolgt eine Anleihestrategie als Hauptanlagestrategie. Dabei wird das Fondsvermögen

vorwiegend in Anleihen, Wandelanleihen und sonstigen festverzinslichen Wertpapieren oder Anleihen

mit variablem Zinssatz angelegt, die an Börsen oder an einem anderen geregelten Markt, der

anerkannt, für das Publikum offen und dessen Funktionsweise ordnungsgemäß ist, in einem Staat der

Organisation für wirtschaftliche Zusammenarbeit und Entwicklung (OECD) gehandelt werden sowie in

zulässigen anderen Anlagen. Weitere Details der Hauptanlagepolitik können dem Besonderen Teil des

Verkaufsprospekts entnommen werden. Das Fondsvermögen wird vorwiegend in Anlagen investiert,

die die definierten Standards für die beworbenen ökologischen oder sozialen Merkmale erfüllen, wie in

den folgenden Abschnitten dargelegt. Die Strategie des Fonds im Hinblick auf die beworbenen

ökologischen oder sozialen Merkmale ist ein integraler Bestandteil der ESG-Bewertungsmethode und

wird über die Anlagerichtlinien des Fonds fortlaufend überwacht.

Die Anlagestrategie

dient als Richtschnur

für Investitions-

entscheidungen, wobei

bestimmte Kriterien wie

beispielsweise

Investitionsziele oder

Risikotoleranz

berücksichtigt werden.

ESG-Bewertungsmethodik

Das Portfoliomanagement dieses Fonds strebt an, die beworbenen ökologischen und sozialen

Merkmale zu erreichen, indem potenzielle Anlagen unabhängig von deren wirtschaftlichen

Erfolgsaussichten anhand einer proprietären ESG-Bewertungsmethodik bewertet werden. Diese

Methodik basiert auf der ESG-Datenbank, die Daten mehrerer ESG-Datenanbieter, öffentliche Quellen

sowie interne Bewertungen (auf Grundlage einer definierten Bewertungs- und

Klassifizierungsmethodik) nutzt, um abgeleitete Gesamtbewertungen zu erzielen. Die ESG-Datenbank

beruht daher zum einen auf Daten und Zahlen und zum anderen auf internen Beurteilungen, die

Faktoren berücksichtigen, die über die verarbeiteten Zahlen und Daten hinausgehen, wie zum Beispiel

zukünftig erwartete ESG-Entwicklungen, Plausibilität der Daten im Hinblick auf vergangene oder

zukünftige Ereignisse, Dialogbereitschaft zu ESG-Themen und unternehmerische Entscheidungen

des Emittenten.

Wie nachfolgend näher beschrieben, leitet die ESG-Datenbank innerhalb verschiedener

Bewertungsansätze anhand der Buchstaben „A“ bis „F“ codierte Bewertungen ab. Innerhalb einzelner

Bewertungsansätze erhalten Emittenten eine von sechs möglichen Bewertungen, wobei „A“ die

höchste Bewertung und „F“ die niedrigste Bewertung darstellt. Wird die Bewertung eines Emittenten

entsprechend einem Bewertungsansatz als nicht ausreichend erachtet, ist es dem

Portfoliomanagement untersagt, in diesen Emittenten zu investieren, auch wenn dieser entsprechend

den anderen Bewertungsansätzen grundsätzlich investierbar wäre. In diesem Sinne wird jede

Bewertung in einer Kategorie individuell betrachtet und kann zum Ausschluss eines Emittenten führen.

Die ESG-Datenbank nutzt zur Beurteilung, ob die beworbenen ökologischen und sozialen Merkmale

bei Emittenten vorliegen, eine Vielzahl unterschiedlicher Bewertungsansätze, darunter unter anderem:

• DWS Klima- und Transitionsrisiko-Bewertung

Die DWS Klima- und Transitionsrisiko-Bewertung beurteilt Emittenten im Zusammenhang mit dem

Klimawandel und Umweltveränderungen, zum Beispiel in Bezug auf die Reduzierung von

Treibhausgasen und Wasserschutz. Dabei werden Emittenten, die zum Klimawandel und anderen

negativen Umweltveränderungen weniger beitragen beziehungsweise die diesen Risiken weniger

ausgesetzt sind, besser bewertet. Emittenten mit einem exzessiven Klimarisikoprofil (d.h. einer „F“-

Bewertung) sind als Anlage ausgeschlossen. Emittenten mit einem hohen Klimarisikoprofil (d.h. einer

„E“-Bewertung) sind auf 5% des Fonds-Nettovermögens begrenzt.

• DWS Norm-Bewertung

Die DWS Norm-Bewertung beurteilt das Verhalten von Emittenten zum Beispiel im Rahmen der

Prinzipien des United Nations Global Compact, der Standards der International Labour Organisation

sowie das Verhalten im Rahmen allgemein anerkannter internationaler Normen und Grundsätze. Die

Norm-Bewertung prüft z.B. Menschenrechtsverletzungen, Verletzungen von Arbeitnehmerrechten,

Kinder- oder Zwangsarbeit, nachteilige Umweltauswirkungen und Geschäftsethik. Emittenten mit dem

höchsten Schweregrad von Norm-Verstößen (d.h. einer „F“-Bewertung) sind als Anlage

ausgeschlossen. Emittenten mit einem hohen Schweregrad von Norm-Verstößen (d.h. einer „E“-

Bewertung) sind auf 5% des Fonds-Nettovermögens begrenzt.

Worin bestehen die verbindlichen Elemente der Anlagestrategie, die für die Auswahl der Investitionen

zur Erfüllung der beworbenen ökologischen oder sozialen Ziele verwendet werden?

• DWS ESG-Qualitätsbewertung

Die DWS ESG-Qualitätsbewertung unterscheidet zwischen Unternehmen und staatlichen Emittenten.

Für Unternehmen ermöglicht die DWS ESG-Qualitätsbewertung einen Peer-Group-Vergleich

basierend auf einem anbieterübergreifenden Konsens über die ESG-Gesamtbewertung (Best-in-Class

Ansatz), zum Beispiel in Bezug auf den Umgang mit Umweltveränderungen, Produktsicherheit,

Mitarbeiterführung oder Unternehmensethik. Die Vergleichsgruppe setzt sich aus Unternehmen aus

dem gleichen Sektor aus der gleichen Region zusammen. Die in diesem Vergleich besser bewerteten

Emittenten erhalten eine bessere Bewertung, während die im Vergleich schlechter bewerteten



Emittenten eine schlechtere Bewertung erhalten. Unternehmen, die im Vergleich zu ihrer
Vergleichsgruppe schlecht bewertet sind (d.h. eine „E“- oder „F“-Bewertung aufweisen), sind als
Anlage ausgeschlossen.
Für staatliche Emittenten beurteilt die DWS ESG-Qualitätsbewertung die ganzheitliche
Regierungsführung unter anderem unter Berücksichtigung der politischen und bürgerlichen Freiheiten.
Staatliche Emittenten mit hohen oder exzessiven Kontroversen in Bezug auf die Regierungsführung
(d.h. einer „E“- oder „F“-Bewertung) sind als Anlage ausgeschlossen.
Zudem sind Emittenten mit einer „D“-Bewertung innerhalb der DWS ESG-Qualitätsbewertung auf 15%
des Fonds-Nettovermögens begrenzt.

• Beteiligung an umstrittenen Sektoren

Die ESG-Datenbank definiert bestimmte Geschäftsbereiche und Geschäftstätigkeiten als relevant. Als
relevant werden Geschäftsbereiche und Geschäftstätigkeiten definiert, die die Produktion oder den
Vertrieb von Produkten in einem umstrittenen Bereich betreffen („kontroverse Sektoren“). Als
kontroverse Sektoren sind zum Beispiel die zivile Schusswaffenindustrie, die Rüstungsindustrie,
Tabakwaren und Erwachsenenunterhaltung definiert. Als relevant werden weitere Geschäftsbereiche
und Geschäftstätigkeiten definiert, die die Produktion oder den Vertrieb von Produkten in anderen
Bereichen betreffen. Weitere relevante Bereiche sind zum Beispiel Kernenergie oder Abbau von Kohle
und kohlebasierte Energiegewinnung.
Emittenten werden nach ihrem Anteil am Gesamtumsatz bewertet, den sie in kontroversen
Geschäftsbereichen und kontroversen Geschäftstätigkeiten erzielen. Je niedriger der prozentuale
Anteil des Umsatzes aus den kontroversen Geschäftsbereichen und kontroversen
Geschäftstätigkeiten ist, desto besser ist die Bewertung. Emittenten (mit Ausnahme von Zielfonds) mit
mittlerer, hoher oder exzessiver Beteiligung (d.h. einer „D“-, „E“- oder „F“-Bewertung) sind als Anlage
ausgeschlossen. Hinsichtlich einer Beteiligung an Abbau von Kohle und kohlebasierter
Energiegewinnung sind Emittenten (mit Ausnahme von Zielfonds) mit hoher oder exzessiver
Beteiligung (d.h. einer „E“- oder „F“-Bewertung) als Anlage ausgeschlossen.

• Beteiligung an kontroversen Waffen

Die ESG-Datenbank bewertet die Beteiligung eines Unternehmens an kontroversen Waffen. Zu
kontroversen Waffen zählen beispielsweise Antipersonenminen, Streumunition, Waffen aus
abgereichertem Uran, Nuklearwaffen, chemische und biologische Waffen.
Emittenten werden nach dem Grad ihrer Beteiligung (Produktion von kontroversen Waffen, Produktion
von Bauteilen usw.) bei der Herstellung von kontroversen Waffen unabhängig von dem
Gesamtumsatz, den sie daraus erzielen, bewertet. Emittenten (mit Ausnahme von Zielfonds) mit
mittlerer, hoher oder exzessiver Beteiligung (d.h. einer „D“-, „E“- oder „F“-Bewertung) sind als Anlage
ausgeschlossen.

• DWS Use of Proceed Bond Bewertung

Abweichend von den obigen Ausführungen sind Anleihen, die der DWS-Bewertung der
Erlösverwendung (Use-of-proceeds) entsprechen, auch dann investierbar, wenn der Emittent der
Anleihe die ESG-Bewertungsmethodik nicht vollständig erfüllt.

Die Finanzierung von Use of Proceed Bonds wird in einem zweistufigen Verfahren geprüft.

Auf der ersten Stufe prüft die DWS, ob eine Anleihe die Voraussetzungen für einen Use of Proceed
Bonds erfüllt. Ein wesentliches Element ist dabei die Prüfung der Übereinstimmung mit den ICMA
Green Bond Principles, den ICMA Social Bond Principles oder den ICMA Sustainability Bond
Principles. Die Bewertung konzentriert sich auf die Verwendung der Erlöse, die Auswahl der mit
diesen Erlösen finanzierten Projekte, die Verwaltung der Erlösverwendung sowie die jährliche
Berichterstattung an die Anleger über die Erlösverwendung.

Wenn eine Anleihe diese Grundsätze erfüllt, wird auf der zweiten Stufe die ESG-Qualität des
Emittenten dieser Anleihe in Bezug auf definierte Mindeststandards in Bezug auf ökologische, soziale
und Corporate Governance Praktiken bewertet. Diese Bewertung basiert auf der oben beschriebenen
ESG-Bewertungsmethodik und schließt

• Unternehmensemittenten mit schlechter ESG-Qualität im Vergleich zu ihrer Vergleichsgruppe (d.h.
eine „E“- oder „F“-Bewertung),
• staatliche Emittenten mit hohen oder exzessiven Kontroversen in Bezug auf Regierungsführung (d.h.
einer „E“- oder „F“-Bewertung),
• Emittenten mit dem höchsten Schweregrad von Norm-Verstößen (d.h. einer „F“-Bewertung), oder
• Emittenten mit exzessiver Beteiligung an kontroversen Waffen (d.h. einer „D“-, „E“- oder „F“-
Bewertung)

aus.

Soweit der Fonds die beworbenen ökologischen und sozialen Merkmale sowie die Corporate



Governance-Praktiken auch durch Anlagen in Zielfonds anstrebt, müssen letztere die vorstehenden

DWS-Standards in Bezug auf Klima- und Transitionsrisiko- Bewertung, Norm-Bewertung und ESG-

Qualitätsbewertung (exklusive der Bewertung von staatlichen Emittenten) erfüllen.

Derivate werden derzeit nicht eingesetzt, um die von dem Fonds beworbenen ökologischen und

sozialen Merkmale zu erreichen und werden somit bei der Berechnung des Mindestanteils von

Vermögenswerten, die diese Merkmale erfüllen, nicht berücksichtigt. Derivate auf einzelne Emittenten

dürfen jedoch nur dann für den Fonds erworben werden, wenn die Emittenten der Basiswerte die

ESG-Bewertungsmethodik erfüllen.

Flüssige Mittel werden nicht mittels der ESG-Bewertungsmethode beurteilt.

Methodik der Nachhaltigkeitsbewertung von Anlagen

Darüber hinaus wird die DWS zur Ermittlung des Anteils nachhaltiger Anlagen den Beitrag zu einem

oder mehreren UN-SDGs messen. Dies erfolgt mit ihrer Nachhaltigkeitsbewertung von Anlagen, bei

der potenzielle Anlagen anhand verschiedener Kriterien im Hinblick darauf beurteilt werden, ob eine

Wirtschaftstätigkeit als nachhaltig eingestuft werden kann, wie im Abschnitt „Welches sind die Ziele

der nachhaltigen Investitionen, die mit dem Finanzprodukt teilweise erfüllt werden sollen, und wie trägt

die nachhaltige Investition zu diesen Zielen bei?“ näher ausgeführt.

Um welchen Mindestsatz wird der Umfang der vor der Anwendung dieser Anlagestrategie in Betracht

gezogenen Investitionen reduziert?

Die angewandte ESG-Anlagestrategie sieht keine verbindliche Mindestreduzierung des Umfangs der

Anlagen vor.

Wie werden die Verfahrensweisen einer guten Unternehmensführung der Unternehmen, in die

investiert wird, bewertet?

Das Verfahren zur Bewertung der Praktiken guter Unternehmensführung der

Beteiligungsunternehmen basiert auf der DWS Norm-Bewertung, die in dem eigenen Abschnitt „Worin

bestehen die verbindlichen Elemente der Anlagestrategie, die für die Auswahl der Investitionen zur

Erreichung der mit diesem Finanzprodukt beworbenen ökologischen oder sozialen Merkmale

verwendet werden?“ näher beschrieben wird. Dementsprechend befolgen die bewerteten

Beteiligungsunternehmen Praktiken guter Unternehmensführung.

Darüber hinaus hält die Verwaltungsgesellschaft eine aktive Eigentümerschaft für ein sehr effektives

Mittel, um die Unternehmensführung, Richtlinien und Verfahren zu verbessern und auf eine bessere

langfristige Leistung der Beteiligungsunternehmen hinzuwirken. Aktive Eigentümerschaft bedeutet, die

Position als Anteilseigner zur Einflussnahme auf die Tätigkeiten oder das Verhalten der

Beteiligungsunternehmen zu nutzen. Mit den Beteiligungsunternehmen kann ein konstruktiver Dialog

zu Themen wie Strategie, finanzielle und nichtfinanzielle Leistung, Risiko, Kapitalstruktur, soziale und

ökologische Auswirkungen sowie Corporate Governance, einschließlich Themenfeldern wie

Offenlegung, Kultur und Vergütung, eingeleitet werden. Ein Dialog kann beispielsweise über

Emittententreffen oder Mandatsvereinbarungen ausgeübt werden. Bei Kapitalbeteiligungen ist auch

eine Interaktion mit dem Unternehmen durch Stimmrechtsausübung (Proxy Voting) oder die Teilnahme

an Hauptversammlungen möglich.

Die Verfahrensweisen

einer guten Unterneh-

mensführung

umfassen solide

Manage-

mentstrukturen, die

Beziehungen zu den

Arbeitnehmern, die

Vergütung von

Mitarbeitern sowie die

Einhaltung der

Steuervorschriften.

Dieser Fonds investiert mindestens 51% seines Nettovermögens in Anlagen, die mit den beworbenen

ökologischen und sozialen Merkmalen im Einklang stehen (#1 Ausgerichtet auf ökologische oder

soziale Merkmale). Innerhalb dieser Kategorie qualifizieren sich mindestens 10% des Nettovermögens

des Fonds als nachhaltige Anlagen (#1A Nachhaltige Investitionen).

Bis zu 49% der Anlagen erfüllen diese Merkmale nicht (#2 Andere Investitionen). Eine ausführlichere

Darstellung der genauen Aufteilung des Portfolios dieses Fonds ist dem Besonderen Teil des

Verkaufsprospekts zu entnehmen.

Welche Vermögensallokation ist für dieses Finanzprodukt geplant?



Die
Vermögensallokation

gibt den jeweiligen
Anteil der Investitionen
in bestimmte
Vermögenswerte an.

Investitionen

#1 Ausgerichtet
auf ökologische

oder soziale
Merkmale

#2 Andere
Investitionen

Sonstige Umweltziele

Soziales

#1A Nachhaltige
Investitionen

#1B Andere
ökologische oder
soziale Merkmale

#1 Ausgerichtet auf ökologische oder soziale Merkmale umfasst Investitionen des
Finanzprodukts, die zur Erreichung der beworbenen ökologischen oder sozialen Merkmale getätigt
wurden.

#2 Andere Investitionen umfasst die übrigen Investitionen des Finanzprodukts, die weder auf
ökologische oder soziale Merkmale ausgerichtet sind noch als nachhaltige Investitionen eingestuft
werden.

Die Kategorie #1 Ausgerichtet auf ökologische oder soziale Merkmale umfasst folgende
Unterkategorien:
- Die Unterkategorie #1A Nachhaltige Investitionen umfasst nachhaltige Investitionen mit
ökologischen oder sozialen Zielen.
- Die Unterkategorie #1B Andere ökologische oder soziale Merkmale umfasst Investitionen, die
auf ökologische oder soziale Merkmale ausgerichtet sind, aber nicht als nachhaltige Investitionen
eingestuft werden.

Taxonomiekonforme
Tätigkeiten,
ausgedrückt durch den
Anteil der:
- Umsatzerlöse,

die den Anteil der
Einnahmen aus
umweltfreundlichen
Aktivitäten der
Unternehmen, in die
investiert wird,
widerspiegeln
- Investitions-

ausgaben

(CapEx), die die
umweltfreundlichen
Investitionen der
Unternehmen, in die
investiert wird,
aufzeigen, z. B. für den
Übergang zu einer
grünen Wirtschaft
- Betriebsausgaben

(OpEx), die die
umweltfreundlichen
betrieblichen Aktivitäten
der Unternehmen, in
die investiert wird,
widerspiegeln

Inwiefern werden durch den Einsatz von Derivaten die mit dem Finanzprodukt beworbenen
ökologischen oder sozialen Merkmale erreicht?

Derzeit werden keine Derivate verwendet, um die von dem Fonds beworbenen ökologischen oder
sozialen Merkmale zu erreichen.



Mit Blick auf die EU-
Taxonomiekonformität
umfassen die Kriterien
für fossiles Gas die
Begrenzung der
Emissionen und die
Umstellung auf
erneuerbare Energie
oder CO2-arme
Kraftstoffe bis Ende
2035. Die Kriterien für
Kernenergie
beinhalten umfassende
Sicherheits- und
Abfallentsorgungs-
vorschriften.

Ermöglichende
Tätigkeiten wirken
unmittelbar
ermöglichend darauf
hin, dass andere
Tätigkeiten einen
wesentlichen Beitrag zu
den Umweltzielen
leisten.

Übergangstätigkeiten
sind Tätigkeiten, für die
es noch keine CO2-
armen Alternativen gibt
und die unter anderem
Treibhausgas-
emissionswerte
aufweisen, die den
besten Leistungen
entsprechen.

In den beiden nachstehenden Diagrammen ist in Grün der Mindestprozentsatz der

Investitionen zu sehen, die mit der EU-Taxonomie konform sind. Da es keine geeignete

Methode zur Bestimmung der Taxonomie-Konformität von Staatsanleihen* gibt, zeigt die

erste Grafik die Taxonomie-Konformität in Bezug auf alle Investitionen des

Finanzprodukts einschließlich der Staatsanleihen, während die zweite Grafik die

Taxonomie-Konformität nur in Bezug auf die Investitionen des Finanzprodukts zeigt, die

keine Staatsanleihen umfassen.

* Für die Zwecke dieser Diagramme umfasst der Begriff „Staatsanleihen“ alle Risikopositionen

gegenüber Staaten.

1. Taxonomie-Konformität der
Investitionen einschließlich
Staatsanleihen*

2. Taxonomie-Konformität der
Investitionen ohne Staatsanleihen*

In welchem Mindestmaß sind nachhaltige Investitionen mit einem Umweltziel mit der EU-
Taxonomie konform?

Aufgrund des Mangels an verlässlichen Daten verpflichtet sich der Fonds nicht dazu, einen
Mindestanteil an nachhaltigen Anlagen anzustreben, die mit einem Umweltziel gemäß der EU-
Taxonomie im Einklang stehen. Daher beträgt der aktuelle Anteil ökologisch nachhaltiger Anlagen, die
mit der EU-Taxonomie konform sind, 0% des Fonds-Nettovermögens. Es kann jedoch vorkommen,
dass ein Teil der den Anlagen zugrunde liegenden Wirtschaftstätigkeiten mit der EU-Taxonomie im
Einklang steht.

Wie hoch ist der Mindestanteil der Investitionen in Übergangstätigkeiten und ermöglichende
Tätigkeiten?

Der Fonds sieht keinen Mindestanteil an Anlagen in Übergangswirtschaftstätigkeiten und
ermöglichende Tätigkeiten vor, da er sich nicht zu einem Mindestanteil an ökologisch nachhaltigen
Anlagen im Einklang mit der EU-Taxonomie verpflichtet hat.

sind nachhaltige
Investitionen mit einem
Umweltziel, die die
Kriterien für ökologisch
nachhaltige
Wirtschaftstätigkeiten
gemäß der EU-
Taxonomie nicht
berücksichtigen.

Wie hoch ist der Mindestanteil nachhaltiger Investitionen mit einem Umweltziel, die nicht mit der
EU-Taxonomie konform sind?

Der Fonds hat keine Mindestquote für ökologisch oder sozial nachhaltige Anlagen gemäß Artikel 2
Absatz 17 SFDR festgelegt. Der Mindestanteil an ökologisch und sozial nachhaltigen Anlagen soll
jedoch insgesamt mindestens 10% des Fonds-Nettovermögens betragen.

Wie hoch ist der Mindestanteil der sozial nachhaltigen Investitionen?

Der Fonds hat keine Mindestquote für ökologisch oder sozial nachhaltige Anlagen gemäß Artikel 2
Absatz 17 SFDR festgelegt. Der Mindestanteil an ökologisch und sozial nachhaltigen Anlagen soll
jedoch insgesamt mindestens 10% des Fonds-Nettovermögens betragen.



Welche Investitionen fallen unter „#2 Andere Investitionen“, welcher Anlagezweck wird mit ihnen

verfolgt und gibt es einen ökologischen oder sozialen Mindestschutz?

Dieser Fonds bewirbt eine überwiegende Vermögensallokation in Anlagen, die mit ökologischen und

sozialen Merkmalen im Einklang stehen ((#1 Ausgerichtet auf ökologische oder soziale Merkmale).

Darüber hinaus wird dieser Fonds ergänzend in Anlagen investieren, die als nichtkonform mit den

beworbenen Merkmalen gelten (#2 Andere Investitionen). Diese anderen Anlagen können alle in der

jeweiligen Anlagepolitik vorgesehenen Anlageklassen, einschließlich Barmittel und Derivate,

umfassen.

Im Einklang mit der Marktpositionierung dieses Fonds wird mit diesen anderen Anlagen der Zweck

verfolgt, Anlegern eine Partizipation an nicht ESG-konformen Anlagen zu ermöglichen und gleichzeitig

sicherzustellen, dass es sich bei dem überwiegenden Teil des Engagements um Anlagen handelt, die

auf ökologische und soziale Merkmale ausgerichtet sind. Die anderen Anlagen können von dem

Portfoliomanagement zur Optimierung des Anlageergebnisses, für Diversifizierungs-, Liquiditäts- und

Absicherungszwecke genutzt werden.

Dieser Fonds berücksichtigt bei den anderen Anlagen keine ökologischen oder sozialen

Mindestschutzmaßnahmen.

Wurde ein Index als Referenzwert bestimmt, um festzustellen, ob dieses Finanzprodukt auf die

beworbenen ökologischen und/oder sozialen Merkmale ausgerichtet ist?

Bei den

Referenzwerten

handelt es sich um

Indizes, mit denen

gemessen wird, ob das

Finanzprodukt die

beworbenen

ökologischen oder

sozialen Merkmale

erreicht.

Dieser Fonds hat keinen Referenzwert festgelegt, um festzustellen, ob er mit den von ihm

beworbenen ökologischen und/oder sozialen Merkmalen im Einklang steht.

Wo kann ich im Internet weitere produktspezifische Informationen finden?

Weitere produktspezifische Informationen sind abrufbar unter: https://funds.dws.com/en-lu/bond-

funds/LU0036319159/ sowie auf der lokalen Internetseite Ihres Landes

www.dws.com/fundinformation.



C. Verwaltungsreglement 

Die vertraglichen Rechte und Pflichten der Ver-

waltungsgesellschaft, der Verwahrstelle und der 

Anleger hinsichtlich des Fonds bestimmen sich 

nach dem folgenden Verwaltungsreglement.

Artikel 1
Der Fonds
Der Fonds DWS ESG Euro Bonds (Medium) 

(der Fonds) ist ein rechtlich unselbstständiger 

Investmentfonds (fonds commun de placement), 

der aus Wertpapieren und sonstigen Vermögens-

werten (Fondsvermögen) besteht und für gemein-

schaftliche Rechnung der Inhaber von Anteilen 

(Anleger) unter Beachtung des Grundsatzes der 

Risikostreuung verwaltet wird, wobei die Haftung 

der Anleger auf die Höhe ihrer Einlage beschränkt 

ist. Die Vermögens werte und Verbindlichkeiten 

des Fonds sind von denen der Verwaltungsgesell-

schaft segregiert. Der Fonds haftet nicht für die 

Verbindlichkeiten der Verwaltungsgesellschaft 

oder der Anleger. 

Die Anleger sind am Fondsvermögen in Höhe 

ihrer Anteile beteiligt. Die im Fondsvermögen 

befindlichen Vermögenswerte werden grund-

sätzlich von der Verwahrstelle verwahrt.

Die gegenseitigen vertraglichen Rechte und 

Pflichten der Anleger und der Verwaltungs-

gesellschaft sowie der Verwahrstelle sind in 

diesem Verwaltungsreglement geregelt, dessen 

gültige Fassung sowie Änderungen desselben 

beim Handels- und Firmenregister in Luxemburg 

hinterlegt und dessen Hinterlegungsvermerk im 

Recueil Electronique des Sociétés et Associa-

tions (RESA) des Handels- und Firmenregisters 

veröffentlicht wird. Durch den Kauf eines Anteils 

erkennt der Anleger das Verwaltungsreglement 

sowie alle genehmigten Änderungen desselben 

an.

Artikel 2
 Die Verwaltungsgesellschaft
1. Verwaltungsgesellschaft des Fonds ist die 

DWS Investment S.A. (Verwaltungsgesellschaft), 

eine Aktiengesellschaft nach Luxemburger Recht 

mit Sitz in Luxemburg. Sie wurde am 15. April 

1987 gegründet. Die Verwaltungsgesellschaft 

wird durch ihren Vorstand vertreten. Der Vor-

stand kann eines oder mehrere seiner Mitglieder 

und/oder Angestellte der Verwaltungsgesell-

schaft mit der täglichen Geschäftsführung 

betrauen.

2. Die Verwaltungsgesellschaft verwaltet den 

Fonds im eigenen Namen, aber ausschließlich 

im Interesse und für gemeinschaftliche Rech-

nung der Anleger. Die Verwaltungsbefugnis 

erstreckt sich insbesondere auf Kauf, Verkauf, 

Zeichnung, Umtausch und Annahme von Wert-

papieren und anderen zulässigen Vermögens-

werten sowie auf die Ausübung aller Rechte, 

welche unmittelbar oder mittelbar mit dem 

Fondsvermögen zusammenhängen.

3. Die Verwaltungsgesellschaft kann unter 

eigener Verantwortung und Kontrolle und auf 

eigene Kosten einen Fondsmanager hinzuziehen.

4. Die Verwaltungsgesellschaft kann unter 

eigener Verantwortung Anlageberater sowie 

einen beratenden Anlageausschuss hinzuziehen.

Artikel 3
Die Verwahrstelle
1. Die Verwahrstelle ist die State Street Bank 

International GmbH, eine Gesellschaft mit 

beschränkter Haftung nach deutschem Recht 

mit Sitz in München, handelnd durch die State 

Street Bank International GmbH, Zweigniederlas-

sung Luxemburg. Die State Street Bank Interna-

tional GmbH, Zweigniederlassung  Luxemburg, 

ist von der CSSF autorisiert, in Luxemburg als 

Verwahrstelle zu fungieren. Die Verwahrstelle 

wurde von der Verwaltungsgesellschaft ernannt. 

2. Die Rechte und Pflichten der Verwahrstelle 

richten sich nach dem Luxemburger Gesetz vom 

17. Dezember 2010 über Organismen für gemein-

same Anlagen (Gesetz von 2010), diesem Ver-

waltungsreglement und dem Verwahrstellenver-

trag.

3. Die Verwahrstelle sowie die Verwaltungsge-

sellschaft sind berechtigt, die Verwahrstellenbe-

stellung jederzeit schriftlich mit einer Frist von 

drei Monaten zu kündigen. Eine solche Kündi-

gung wird wirksam, wenn die Verwaltungsge-

sellschaft mit Genehmigung der zuständigen 

Aufsichtsbehörde eine andere Bank zur Verwahr-

stelle bestellt und diese die Pflichten und Funkti-

onen als Verwahrstelle übernimmt; bis dahin 

wird die bisherige Verwahrstelle zum Schutz der 

Interessen der Anleger ihren Pflichten und 

Funktionen als Verwahrstelle vollumfänglich 

nachkommen.

Artikel 4
 Allgemeine Richtlinien für  
die Anlagepolitik
Die Anlageziele und die Anlagepolitik des Fonds 

werden im Besonderen Teil des Verkaufspros-

pekts beschrieben. Die folgenden allgemeinen 

Anlagegrundsätze und -beschränkungen gelten 

für den Fonds, sofern keine Abweichungen oder 

Ergänzungen für den Fonds im Besonderen Teil 

des Verkaufsprospekts enthalten sind.

A. Anlagen

a)  Der Fonds kann in Wertpapiere und Geld-

marktinstrumente anlegen, die auf einem 

geregelten Markt notiert oder gehandelt 

werden.

b)  Der Fonds kann in Wertpapiere und Geld-

marktinstrumente anlegen, die auf einem 

anderen Markt, der anerkannt, geregelt, für 

das Publikum offen und dessen Funktions-

weise ordnungsgemäß ist, in einem Mitglied-

staat gehandelt werden. Ein Mitgliedstaat 

umfasst zum Zwecke dieses Artikels gemäß 

der Definition des Gesetzes von 2010 Mit-

gliedstaaten der Europäischen Union, sowie 

Vertragsstaaten des Abkommens über den 

Europäischen Wirtschaftsraum, die nicht 

Mitgliedstaaten der Europäischen Union 

sind, und innerhalb der Grenzen dieses 

Abkommens sowie damit zusammenhängen-

der Rechtsakte den Mitgliedstaaten der 

Europäischen Union gleichgestellt sind.

c)  Der Fonds kann in Wertpapiere und Geld-

marktinstrumente anlegen, die an einer 

Börse in einem Drittstaat zum Handel zuge-

lassen sind oder dort auf einem anderen 

geregelten Markt gehandelt werden, der 

anerkannt ist, für das Publikum offen und 

dessen Funktionsweise ordnungsgemäß ist 

und sich in einem anderen Land Europas, 

Asiens, Ozeaniens, des amerikanischen 

Kontinents oder Afrikas befindet. 

d)  Der Fonds kann in Wertpapiere und Geld-

marktinstrumente aus Neuemissionen 

anlegen, sofern 

 ̶ die Emissionsbedingungen die Verpflich-

tung enthalten, dass die Zulassung zum 

Handel an einer Börse oder einem ande-

ren geregelten Markt beantragt ist, der 

anerkannt ist, für das Publikum offen und 

dessen Funktionsweise ordnungsgemäß 

ist; und

 ̶ die Zulassung spätestens vor Ablauf 

eines Jahres nach Emission erlangt wird.

e)  Der Fonds kann in Anteile von Organismen 

für gemeinsame Anlagen in Wertpapieren 

(OGAW) im Sinne der Richtlinie 2009/65/EG 

des Europäischen Parlaments und des Rates 

vom 13. Juli 2009 zur Koordinierung der 

Rechts- und Verwaltungsvorschriften betref-

fend bestimmte Organismen für gemeinsa-

me Anlagen in Wertpapieren, ergänzt durch 

die Richtlinie 2014/91/EU des Europäischen 

Parlaments und des Rates vom 23. Juli 2014 

zur Änderung der Richtlinie 2009/65/EG zur 

Koordinierung der Rechts- und Verwaltungs-

vorschriften betreffend bestimmte Organis-

men für gemeinsame Anlagen in Wertpapie-

ren im Hinblick auf die Aufgaben der 

Verwahrstelle, die Vergütungspolitik und 

Sanktionen (OGAW-Richtlinie) und/ oder 

anderer Organismen für gemeinsame Anla-

gen (OGA) im Sinne von Artikel 1 Absatz 2 

erster und zweiter Gedankenstrich der 

OGAW-Richtlinie mit Sitz in einem Mitglied-

staat oder einem Drittstaat anlegen, sofern 

 ̶ diese anderen OGA nach Rechtsvor-

schriften zugelassen wurden, die sie 

einer Aufsicht unterstellen, welche nach 

Auffassung der Commission de Surveil-

lance du Secteur Financier (CSSF) derje-

nigen nach dem Gemeinschaftsrecht 

gleichwertig ist und ausreichende Ge-

währ für die Zusammenarbeit zwischen 

den Behörden besteht;

 ̶ das Schutzniveau der Anleger der ande-

ren OGA dem Schutzniveau der Anleger 

eines OGAW gleichwertig ist und insbe-

sondere die Vorschriften für die getrenn-

te Verwahrung des Fondsvermögens, die 

Kreditaufnahme, die Kreditgewährung 

und Leerverkäufe von Wertpapieren und 

Geldmarktinstrumenten den Anforderun-



gen der OGAW-Richtlinie gleichwertig 

sind;

 ̶ die Geschäftstätigkeit der anderen OGA 

Gegenstand von Halbjahres- und Jahres-

berichten ist, die es erlauben, sich ein 

Urteil über das Vermögen und die Ver-

bindlichkeiten, die Erträge und die Trans-

aktionen im Berichtszeitraum zu bilden;

 ̶ der OGAW oder der andere OGA, dessen 

Anteile erworben werden sollen, nach 

seinen Vertragsbedingungen beziehungs-

weise seiner Satzung höchstens 10% 

seines Vermögens in Anteilen anderer 

OGAW oder andere OGA anlegen darf.

f)  Der Fonds kann in Sichteinlagen oder künd-

bare Einlagen mit einer Laufzeit von höchs-

tens zwölf Monaten bei Kreditinstituten, 

sofern das betreffende Kreditinstitut seinen 

Sitz in einem Mitgliedstaat hat oder, falls der 

Sitz des Kreditinstituts sich in einem Dritt-

staat befindet, es Aufsichtsbestimmungen 

unterliegt, die nach Auffassung der CSSF 

denjenigen des Gemeinschaftsrechts gleich-

wertig sind, anlegen. 

g)  Der Fonds kann in abgeleitete Finanzinstru-

mente (Derivate) anlegen, einschließlich 

gleichwertiger bar abgerechneter Instrumen-

te, die an einem der unter a), b) und c) 

bezeichneten Märkte gehandelt werden, 

und/oder abgeleitete Finanzinstrumente, die 

nicht an einer Börse gehandelt werden 

(OTC-Derivate), sofern

 ̶ es sich bei den Basiswerten um Instru-

mente im Sinne dieses Absatzes oder um 

Finanzindizes, Zinssätze, Wechselkurse 

oder Währungen handelt, die im Rahmen 

der Anlagepolitik liegen;

 ̶ die Gegenpartei bei Geschäften mit 

OTC-Derivaten einer Aufsicht unterlie-

gende Institute der Kategorien sind, die 

von der CSSF zugelassen wurden; und

 ̶ die OTC-Derivate einer zuverlässigen und 

überprüfbaren Bewertung auf Tagesbasis 

unterliegen und jederzeit auf Initiative 

des Fonds zum angemessenen Zeitwert 

veräußert, liquidiert oder durch ein 

Gegengeschäft glattgestellt werden 

können.

h)  Der Fonds kann in Geldmarktinstrumente, 

die nicht auf einem geregelten Markt gehan-

delt werden und die üblicherweise auf dem 

Geldmarkt gehandelt werden, liquide sind 

und deren Wert jederzeit genau bestimmt 

werden kann, anlegen, sofern die Emission 

oder der Emittent dieser Instrumente selbst 

Vorschriften über den Einlagen- und den 

Anlegerschutz unterliegt, und vorausgesetzt, 

diese Instrumente werden:

 ̶ von einer zentralstaatlichen, regionalen 

oder lokalen Körperschaft oder der 

Zentralbank eines Mitgliedstaats, der 

Europäischen Zentralbank, der Europäi-

schen Union oder der Europäischen 

Investitionsbank, einem Drittstaat oder, 

im Falle eines Bundesstaats, einem 

Gliedstaat der Föderation oder von einer 

internationalen Einrichtung öffentlich-

rechtlichen Charakters, der mindestens 

ein Mitgliedstaat angehört, begeben oder 

garantiert; oder

 ̶ von einem Unternehmen begeben, 

dessen Wertpapiere auf den unter vorste-

henden Buchstaben a), b) und c) bezeich-

neten geregelten Märkten gehandelt 

werden; oder

 ̶ von einem Institut, das gemäß den im 

Gemeinschaftsrecht festgelegten Kriteri-

en einer Aufsicht unterstellt ist, oder 

einem Institut, das Aufsichtsbestimmun-

gen, die nach Auffassung der CSSF 

mindestens so streng sind wie die des 

Gemeinschaftsrechts, unterliegt und 

diese einhält, begeben oder garantiert; 

oder

 ̶ von anderen Emittenten begeben, die 

einer Kategorie angehören, die von der 

CSSF zugelassen wurde, sofern für 

Anlagen in diesen Instrumenten Vor-

schriften für den Anlegerschutz gelten, 

die denen des ersten, des zweiten oder 

des dritten vorstehenden Gedanken-

strichs gleichwertig sind und sofern es 

sich bei dem Emittenten entweder um 

ein Unternehmen mit einem Eigenkapital 

von mindestens zehn Millionen Euro, das 

seinen Jahresabschluss nach den Vor-

schriften der 4. Richtlinie 78/660/EWG 

erstellt und veröffentlicht, oder um einen 

Rechtsträger, der innerhalb einer eine 

oder mehrere börsennotierte Gesell-

schaften umfassenden Unternehmens-

gruppe für die Finanzierung dieser Grup-

pe zuständig ist, oder um einen 

Rechtsträger handelt, dessen Geschäfts-

betrieb darauf gerichtet ist, wertpapier-

mäßig unterlegte Verbindlichkeiten im 

Markt zu platzieren, sofern der Rechtsträ-

ger über Kreditlinien zur Liquiditäts-

sicherung verfügt.

i)  Der Fonds kann abweichend vom Grundsatz 

der Risikostreuung bis zu 100% seines Ver-

mögens in Wertpapieren und Geldmarktins-

trumenten verschiedener Emissionen anle-

gen, die von einem Mitgliedstaat oder  

seinen Gebietskörperschaften, von einem 

Mitgliedstaat der Organisation für wirtschaft-

liche Zusammenarbeit und Entwicklung 

(OECD), der G20 oder Singapur oder von 

internationalen Einrichtungen öffentlich-

rechtlichen Charakters, denen ein oder 

mehrere Mitgliedstaaten angehören, bege-

ben oder garantiert werden, sofern das 

Fondsvermögen in Wertpapiere investiert, 

die im Rahmen von mindestens sechs ver-

schiedenen Emissionen begeben wurden, 

wobei Wertpapiere aus ein und derselben 

Emission 30% des Fondsvermögens nicht 

überschreiten dürfen.

j)  Der Fonds darf nicht in Edelmetalle oder in 

Zertifikate über diese anlegen, falls in der 

Anlagepolitik des Fonds speziell auf diese 

Bestimmung Bezug genommen wird, gilt 

diese Einschränkung nicht für 1:1-Zertifikate, 

deren Basiswert ein einzelner Rohstoff oder 

ein einzelnes Edelmetall ist, und die den 

Anforderungen an Wertpapiere gemäß 

Artikel 2 der EU-Richtlinie 2007/16/EG und 

Artikel 1 Absatz 34 des Gesetzes von 2010 

gerecht werden.

B. Anlagegrenzen

a)  Höchstens 10% des Netto-Fondsvermögens 

dürfen in Wertpapieren oder Geldmarktins-

trumenten ein und desselben Emittenten 

angelegt werden.

b)  Höchstens 20% des Netto-Fondsvermögens 

dürfen in Einlagen ein und derselben Einrich-

tung angelegt werden.

c)  Das Ausfallrisiko der Gegenpartei bei Ge-

schäften mit OTC-Derivaten sowie bei Ge-

schäften mit OTC-Derivaten, die im Hinblick 

auf eine effiziente Verwaltung der Portfolios 

getätigt werden, darf 10% des Netto-Fonds-

vermögens nicht überschreiten, wenn die 

Gegenpartei ein Kreditinstitut im Sinne von 

Absatz A. f) ist. Für andere Fälle beträgt die 

Grenze maximal 5% des Netto-Fondsvermö-

gens.

d)  Der Gesamtwert der Wertpapiere und Geld-

marktinstrumente von Emittenten, in denen 

der Fonds jeweils mehr als 5% seines Netto-

Fondsvermögens anlegt, darf 40% des 

Wertes des Netto-Fondsvermögens nicht 

überschreiten.

  Diese Begrenzung findet keine Anwendung 

auf Einlagen und auf Geschäfte mit OTC-

Derivaten, die mit Finanzinstituten getätigt 

werden, welche einer Aufsicht unterliegen.

  Ungeachtet der Einzelobergrenzen der 

Absätze B. a), b) und c) darf der Fonds bei 

ein und derselben Einrichtung höchstens 

20% seines Netto-Fondsvermögens in einer 

Kombination aus

 ̶ von dieser Einrichtung begebenen Wert-

papieren oder Geldmarktinstrumenten; 

und/oder

 ̶ Einlagen bei dieser Einrichtung; und/oder

 ̶ von dieser Einrichtung erworbenen 

OTC-Derivaten

 anlegen.

e)  Die in Absatz B. a) genannte Obergrenze  

von 10% erhöht sich auf 35% und die in 

Absatz B. d) genannte Grenze entfällt, wenn 

die Wertpapiere oder Geldmarktinstrumente

 ̶ von einem Mitgliedstaat oder seinen 

Gebietskörperschaften; oder

 ̶ von einem Drittstaat oder

 ̶ von internationalen Einrichtungen öffent-

lich-rechtlichen Charakters, denen min-

destens ein Mitgliedstaat angehört,

 begeben oder garantiert werden.



f)  Die in Absatz B. a) genannte Obergrenze 

erhöht sich von 10% auf 25% und die in 

Absatz B. d) genannte Grenze entfällt (i) ab 

dem 8. Juli 2022 für gedeckte Schuldver-

schreibung im Sinne von Artikel 3 Nummer 1 

der Richtlinie (EU) 2019/2162 des europä-

ischen Parlamentes und des Rates vom 

27. November 2019 über die Emission ge-

deckter Schuldverschreibungen und die 

öffentliche Aufsicht über gedeckte Schuld-

verschreibungen und zur Änderung der 

Richtlinien 2009/65/EG und 2014/59/EU, 

und (ii) für 

 ̶ Schuldverschreibungen, die vor dem 

8. Juli 2022 von einem Kreditinstitut mit 

Sitz in einem Mitgliedstaat begeben 

werden, die aufgrund gesetzlicher Vor-

schriften zum Schutz der Inhaber dieser 

Schuldverschreibungen einer besonderen 

öffentlichen Aufsicht unterliegen; und

 ̶ die Erträge aus der Emission dieser vor 

dem 8. Juli 2022 emittierten Schuldver-

schreibungen gemäß den gesetzlichen 

Vorschriften in Vermögenswerten ange-

legt werden, die während der gesamten 

Laufzeit der Schuldverschreibungen die 

sich daraus ergebenden Verbindlichkei-

ten ausreichend decken; und

 ̶ die erwähnten Vermögenswerte beim 

Ausfall des Emittenten vorrangig für die 

fällig werdende Rückzahlung des Kapitals 

und der Zinsen bestimmt sind.

  Wird der Fonds in mehr als 5% in diese Art 

von Schuldverschreibungen angelegt, die 

von einem und demselben Emittenten 

begeben werden, so darf der Gesamtwert 

dieser Anlagen 80% des Wertes des Netto-

Fondsvermögens nicht überschreiten.

g)  Die in den Absätzen B. a), b), c), d), e) und f) 

genannten Grenzen dürfen nicht kumuliert 

werden; hieraus ergibt sich, dass Anlagen in 

Wertpapieren oder Geldmarktinstrumenten 

ein und derselben Einrichtung oder in Einla-

gen bei dieser Einrichtung oder in Derivaten 

derselben grundsätzlich 35% des Netto-

Fondsvermögens nicht überschreiten dürfen.

  Der Fonds kann bis zu 20% in Wertpapieren 

und Geldmarktinstrumenten ein und dersel-

ben Unternehmensgruppe anlegen.

  Gesellschaften, die im Hinblick auf die 

Erstellung des konsolidierten Abschlusses im 

Sinne der EG-Richtlinie 83/349/EWG oder 

nach den anerkannten internationalen 

Rechnungslegungsvorschriften derselben 

Unternehmensgruppe angehören, sind bei 

der Berechnung der in diesem Artikel vorge-

sehenen Anlagegrenzen als ein einziger 

Emittent anzusehen.

h)  Der Fonds kann höchstens 10% seines 

Netto-Fondsvermögens in anderen als den in 

Absatz A. genannten Wertpapieren und 

Geldmarktinstrumenten anlegen.

i)  Grundsätzlich kann der Fonds höchstens 10% 

seines Netto-Fondsvermögens in Anteile 

anderer OGAW und/oder OGA im Sinne von 

Abschnitt A. e) anlegen, sofern im Besonde-

ren Teil des Verkaufsprospekts nichts Ande-

res vorgesehen ist.

  In Abweichung davon und im Einklang mit 

den Bestimmungen und Anforderungen in 

Kapitel 9 Gesetz von 2010 kann der Fonds als 

Feeder jedoch wenigstens 85% seines 

Vermögens in Anteile eines anderen OGAW 

(oder dessen Teilfonds) anlegen, der gemäß 

OGAW-Richtlinie anerkannt und selbst weder 

ein Feeder ist noch Anteile eines anderen 

Feeders besitzt. Sofern der Fonds als Feeder-

Fonds fungiert, wird dies im Besonderen Teil 

des Verkaufsprospekts und im Basisinforma-

tionsblatt entsprechend reflektiert.

  Sofern der Fonds nach seiner Anlagepolitik 

mehr als 10% in Anteile anderer OGAW und/

oder OGA im Sinne von Artikel 4 Absatz A. e) 

investieren kann, gilt in Abweichung von 

Artikel 4 Absatz B. i) des Verwaltungs-

reglements Folgendes:

  Das Fondsvermögen kann Anteile anderer 

OGAW und/oder OGA im Sinne von Artikel 4 

Absatz A. e) erwerben, wenn nicht mehr als 

20% des Netto-Fondsvermögens in ein und 

denselben OGAW und/oder OGA angelegt 

werden.

  Dabei ist jeder Teilfonds eines Umbrella-

Fonds wie ein eigenständiger Emittent zu 

betrachten, vorausgesetzt, das Prinzip der 

Einzelhaftung pro Teilfonds findet im Hinblick 

auf Dritte Anwendung. 

  Anlagen in Anteile von anderen OGA als 

OGAW dürfen insgesamt 30% des Netto-

Fondsvermögens nicht übersteigen.

  Bei Anlagen in Anteile eines anderen OGAW 

und/oder sonstigen OGA werden die Anlage-

werte des betreffenden OGAW oder sonsti-

gen OGA in Bezug auf die in Absatz B. a), b), 

c), d), e) und f) genannten Obergrenzen nicht 

berücksichtigt.

j)  Sofern die Zulassung an einem der unter 

Absatz A. a), b) oder c) genannten Märkte 

nicht binnen Jahresfrist erfolgt, sind Neu-

emissionen als nicht notierte Wertpapiere 

und Geldmarktinstrumente anzusehen und in 

die dort erwähnte Anlagegrenze einzubezie-

hen.

k)  Die Verwaltungsgesellschaft darf für keine 

von ihr verwalteten Investmentfonds, die 

unter den Anwendungsbereich von Teil I  

Gesetz von 2010 beziehungsweise der 

OGAW-Richtlinie fallen, Aktien erwerben, die 

mit einem Stimmrecht verbunden sind, das 

es ihr ermöglicht, einen nennenswerten 

Einfluss auf die Geschäftsführung des Emit-

tenten auszuüben.

 Der Fonds kann höchstens

 ̶ 10% der stimmrechtslosen Aktien ein und 

desselben Emittenten;

 ̶ 10% der Schuldverschreibungen ein und 

desselben Emittenten;

 ̶ 25% der Anteile ein und desselben 

Fonds;

 ̶ 10% der Geldmarktinstrumente ein und 

desselben Emittenten

 erwerben.

  Die unter dem zweiten, dritten und vierten 

Gedankenstrich vorgesehenen Anlagegren-

zen brauchen beim Erwerb nicht eingehalten 

zu werden, wenn sich der Bruttobetrag der 

Schuldverschreibungen oder der Geldmarkt-

instrumente oder der Nettobetrag der ausge-

gebenen Anteile zum Zeitpunkt des Erwerbs 

nicht berechnen lässt.

l)  Die in Buchstabe k) genannten Anlagegren-

zen werden nicht angewandt auf:

 ̶ Wertpapiere und Geldmarktinstrumente, 

die von einem Mitgliedstaat oder dessen 

öffentlichen Gebietskörperschaften 

begeben oder garantiert werden;

 ̶ von einem Staat außerhalb der Europä-

ischen Union begebene oder garantierte 

Wertpapiere und Geldmarktinstrumente;

 ̶ Wertpapiere und Geldmarktinstrumente, 

die von internationalen Organisationen 

öffentlich-rechtlichen Charakters bege-

ben werden, denen ein oder mehrere 

Mitgliedstaaten der Europäischen Union 

angehören;

 ̶ Aktien, die der Fonds in Wertpapieren an 

dem Kapital einer Gesellschaft eines 

Staats, der nicht Mitglied der Europäi-

schen Union ist, hält, die ihr Vermögen 

im Wesentlichen in Wertpapieren von 

Emittenten anlegt, die in diesem Staat 

ansässig sind, wenn eine derartige 

Beteiligung für den Fonds aufgrund der 

Rechtsvorschriften dieses Staats die 

einzige Möglichkeit darstellt, Anlagen in 

Wertpapieren von Emittenten dieses 

Staats zu tätigen. Diese Ausnahmerege-

lung gilt jedoch nur unter der Vorausset-

zung, dass die Gesellschaft des Staats, 

der nicht Mitglied der Europäischen 

Union ist, in ihrer Anlagepolitik die in 

Absatz B. a), b), c), d), e), f) und g), I) 

sowie k) festgelegten Grenzen beachtet. 

Bei Überschreitung dieser Grenzen findet 

Artikel 49 Gesetz von 2010 sinngemäß 

Anwendung;

 ̶ Aktien, die von einer Investmentgesell-

schaft oder von mehreren Investment-

gesellschaften am Kapital von Tochter-

gesellschaften gehalten werden, die in 

deren Niederlassungsstaat lediglich und 

ausschließlich für diese Investment-

gesellschaft oder Investmentgesellschaf-

ten bestimmte Verwaltungs-, Beratungs- 

oder Vertriebstätigkeiten im Hinblick auf 

die Rücknahme von Anteilen auf Wunsch 

der Anleger ausüben.



m)  Unbeschadet der in Absatz B. k) und l) 

festgelegten Anlagegrenzen betragen die in 

Absatz B. a), b), c), d), e) und f) genannten 

Obergrenzen für Anlagen in Aktien und/ oder 

Schuldtiteln ein und desselben Emittenten 

höchstens 20%, wenn es Ziel der Anlage-

politik ist, einen bestimmten Index bezie-

hungsweise einen Index unter Einsatz eines 

Hebels nachzubilden. Voraussetzung hierfür 

ist, dass

 ̶ die Zusammensetzung des Index hin-

reichend diversifiziert ist;

 ̶ der Index eine adäquate Bezugsgrund-

lage für den Markt darstellt, auf den er 

sich bezieht;

 ̶ der Index in angemessener Weise veröf-

fentlicht wird.

  Die hier festgelegte Grenze beträgt 35%, 

sofern dies aufgrund außergewöhnlicher 

Marktbedingungen gerechtfertigt ist, und 

zwar insbesondere auf geregelten Märkten, 

auf denen bestimmte Wertpapiere oder 

Geldmarktinstrumente stark dominieren. 

Eine Anlage bis zu dieser Obergrenze ist nur 

bei einem einzigen Emittenten möglich.

n)  Das mit den Derivaten verbundene Gesamtri-

siko darf den Gesamt-Nettowert des Fonds 

nicht übersteigen. Bei der Berechnung des 

Risikos werden der Marktwert der Basiswer-

te, das Ausfallrisiko der Gegenpartei, künfti-

ge Marktfluktuationen und die Liquidations-

frist der Positionen berücksichtigt.

  Der Fonds kann als Teil der Anlagestrategie 

innerhalb der Grenzen des Absatzes B. g) in 

Derivate anlegen, sofern das Gesamtrisiko 

der Basiswerte die Anlagegrenzen des 

Absatzes B. a), b), c), d), e) und f) nicht 

überschreitet.

  Legt der Fonds in indexbasierte Derivate an, 

werden diese Anlagen nicht bei den Anlage-

grenzen gemäß Absatz B. a), b), c), d), e) und 

f) berücksichtigt.

  Wenn ein Derivat in ein Wertpapier oder 

Geldmarktinstrument eingebettet ist, muss 

es hinsichtlich der Einhaltung der Anlage-

grenzen mit berücksichtigt werden.

o)  Daneben darf der Fonds bis zu 20% seines 

Nettovermögens in flüssigen Mitteln halten. 

Diese flüssigen Mittel beschränken sich auf 

Sichteinlagen zur Deckung laufender oder 

außergewöhnlicher Zahlungen oder für den 

Zeitraum, der für die Wiederanlage in zulässi-

ge Vermögenswerte erforderlich ist, oder für 

einen unbedingt erforderlichen Zeitraum im 

Falle ungünstiger Marktbedingungen. Bei 

außergewöhnlich ungünstigen Marktbedin-

gungen ist es zulässig, vorübergehend mehr 

als 20% an flüssigen Mitteln zu halten, wenn 

die Umstände dies erfordern und soweit dies 

im Hinblick auf die Interessen der Anleger 

gerechtfertigt erscheint.

p)  Bis zu 10% des Nettofondsvermögens können 

in Akquisitionszweckgesellschaften (special 

purpose acquisition companies, nachfolgend 

„SPACs“) investiert werden, die als zulässige 

Anlagen im Sinne von Artikel 1 (34) und 41 

des Gesetzes von 2010, Artikel 2 der Großher-

zoglichen Verordnung vom 8. Februar 2008 

und der CESR-Leitlinien qualifizieren. SPACs 

sind Gesellschaften, die durch einen Börsen-

gang Kapital beschaffen und nur gegründet 

werden, um ein bestehendes Unternehmen  

zu übernehmen oder mit ihm zu fusionieren.

C. Ausnahme zu Anlagegrenzen

a)  Der Fonds muss die Anlagegrenzen bei der 

Ausübung von Bezugsrechten, die an Wert-

papiere oder Geldmarktinstrumente ge-

knüpft sind, die im Fondsvermögen enthal-

ten sind, nicht einhalten.

b)  Der Fonds kann von den festgelegten Anla-

gegrenzen unter Beachtung der Einhaltung 

der Grundsätze der Risikostreuung innerhalb 

eines Zeitraumes von sechs  Monaten seit 

Zulassung abweichen.

D. Kredite

Kredite dürfen weder durch die Verwaltungsge-

sellschaft noch den Verwahrer für Rechnung des 

Fonds aufgenommen werden. Der Fonds darf 

jedoch Fremdwährungen durch ein „Back-to-

back“-Darlehen erwerben.

Abweichend vom vorstehenden Absatz kann der 

Fonds Kredite von bis zu 10% des Fondsvermö-

gens aufnehmen, sofern es sich um kurzfristige 

Kredite handelt.

Weder die Verwaltungsgesellschaft noch der 

Verwahrer dürfen für Rechnung des Fonds 

Kredite gewähren oder für Dritte als Bürgen 

einstehen.

Dies steht dem Erwerb von noch nicht voll 

eingezahlten Wertpapieren, Geldmarktinstru-

menten oder anderen noch nicht voll eingezahl-

ten Finanzinstrumenten nicht entgegen.

E. Leerverkäufe

Leerverkäufe von Wertpapieren, Geldmarktins-

trumenten oder anderen in Absatz A. e), g) und 

h) genannten Finanzinstrumenten dürfen weder 

von Verwaltungsgesellschaften noch von Ver-

wahrstellen, die für Rechnung von Investment-

fonds handeln, getätigt werden.

F. Belastung

Das Fondsvermögen darf nur insoweit zur 

Sicherung verpfändet, übereignet beziehungs-

weise abgetreten oder sonst belastet werden, 

als dies an einer Börse, an einem geregelten 

Markt oder aufgrund vertraglicher oder sonstiger 

Bedingungen oder Auflagen gefordert wird.

Artikel 5
Anteilklassen
Dem Anleger können nach freiem Ermessen der 

Verwaltungsgesellschaft eine oder mehrere 

Anteilklassen angeboten werden. 

1. Alle Anteilklassen des Fonds werden im 

Einklang mit den Anlagezielen des Fonds zusam-

men angelegt. Allerdings können sie sich insbe-

sondere im Hinblick auf die Gebührenstruktur, 

Mindestanlagesumme bei Erstzeichnung und bei 

Folgezeichnungen, Währung, Ausschüttungspoli-

tik, die von den Anlegern zu erfüllenden Voraus-

setzungen oder sonstige besondere Merkmale 

unterscheiden. Die Anteilklassen kennzeichnen-

den Ausgestaltungsmerkmale (zum Beispiel Art 

des Investors, Ertragsverwendung, Ausgabeauf-

schlag, Währung der Anteile, Gebührenstruktur, 

Mindestanlagesumme oder eine Kombination 

dieser Merkmale) werden im Allgemeinen Teil 

des Verkaufs prospekts beschrieben.

2. Die Verwaltungsgesellschaft behält sich das 

Recht vor, Anlegern in bestimmten Rechtsord-

nungen nur eine beziehungsweise nur bestimm-

te Anteilklassen zum Kauf anzubieten, um den 

dort jeweils geltenden gesetzlichen Bestimmun-

gen, Usancen oder Geschäftspraktiken zu ent-

sprechen. Die Verwaltungsgesellschaft behält 

sich weiterhin das Recht vor, Grundsätze zu 

beschließen, die für bestimmte Anlegerkategori-

en beziehungsweise Transaktionen im Hinblick 

auf den Erwerb bestimmter Anteilklassen gelten.

3. Die gegenwärtig angebotenen Anteilklassen 

sind grundsätzlich im Besonderen Teil des 

Verkaufsprospekts als auch im Jahres- und 

Halbjahresbericht ausgewiesen. Der Verkaufs-

prospekt wird regelmäßig entsprechend 

 aktualisiert. Aktuelle Informationen über die 

aufgelegten Anteilklassen werden auf der Inter-

netseite der Verwaltungsgesellschaft unter 

www.dws.com veröffentlicht. 

Artikel 6
Anteilwertberechnung
1. Der Wert eines Anteils lautet auf EUR (Fonds-

währung), sofern nicht für etwaige Anteilklassen 

im Besonderen Teil des Verkaufsprospekt eine 

von der Fondswährung abweichende Währung 

angegeben ist (Anteilklassenwährung). Er wird 

für den Fonds an jedem Bank arbeitstag in 

Luxemburg (Bewertungstag) berechnet, sofern 

im Besonderen Teil des Verkaufsprospekts nichts 

Anderes geregelt ist.

Die Berechnung erfolgt durch Teilung des Netto-

Fondsvermögens durch die Zahl der am Bewer-

tungstag im Umlauf befindlichen Anteile des 

Fonds. Sofern Anteilklassen in dem Fonds 

angeboten werden, wird der Nettoinventarwert 

je Anteil für jede ausgegebene Anteilklasse des 

Fonds einzeln berechnet. Das Netto-Fonds-

vermögen wird nach folgenden Grundsätzen 

berechnet:

a)  Wertpapiere beziehungsweise Geldmarktins-

trumente, die an einer Börse notiert sind, 


